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DRINGLICHE ANFRAGE von Willy Haderer (SVP, Unterengstringen), Oskar Denzler 

(FDP, Winterthur) und Blanca Ramer-Stäubli (CVP, Urdorf)  
 
betreffend Teilrückzug der Vorlage 4236 Gesundheitsgesetz  
__________________________________________________________________________ 
 
 
Mit Beschluss vom 20. September 2006 hat der Regierungsrat des Kantons Zürich den Vor-
gehensvorschlag der Gesundheitsdirektion (gemäss Anregung der KSSG), den Teil Finan-
zierung für Spital- und Pflegeheimwesen sowie der Spitex vom Gesundheitsgesetz abge-
trennt zu behandeln, genehmigt. Dieser Vorgehensvorschlag basiert auf dem Wunsch der 
KSSG nach einer Änderung der Finanzierung von der Objektfinanzierung auf die Subjekt-
finanzierung. Nach Vorlage eines Positionspapiers der Gesundheitsdirektion hat sich die 
KSSG am 27. Juni 2006 einstimmig für einen solchen Systemwechsel entschieden. Aller-
dings hat man sich dabei lediglich auf die Betriebskosten, insbesondere auf der Basis von 
Fallpauschalen (fallabhängige Kosten der Grundversicherung) beschränkt.  
 
Dies wirft nun einige grundsätzliche Fragen zur Gesamtfinanzierung der stationären Ge-
sundheitseinrichtungen auf.  
 
 
Wir bitten deshalb den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen:  
 
1. Ist der Regierungsrat bereit, die planungsrechtlichen Aufgaben des Kantons trotz Ab-

trennung des Finanzierungsteils bereits im Gesundheitsgesetz zu regeln? (Damit würde 
der Fianzierungsentscheid, der auch aus Sicht der Regierung einer breiten Vernehmlas-
sung bedarf, entlastet und brächte für die bundesgesetzlich (KVG) vorgeschriebenen 
kantonalen Aufsichts- und Steuerungsmassnahmen grössere Sicherheit.)  

 
2. Ist der Regierungsrat bereit, dem Kantonsrat auch einen weitergehenden Wechsel inkl. 

Investitionskosten der Spitäler für eine subjektorientierte Finanzierung als Alternative zur 
Prüfung vorzulegen?  

 
3. Kann der Regierungsrat insbesondere auch allfällige positive und negative Auswirkun-

gen auf eine bedarfsgerechte Spitalplanung, zu der er bundesgesetzlich verpflichtet ist, 
bei einem solchen Finanzierungswechsel aufzeigen?  

 
4. Teilt der Regierungsrat die Meinung, dass mit einer gesamtheitlichen subjektorientierten 

Finanzierung für Gemeinden und Versicherte am besten eine verursachergerechte Kos-
tenabdeckung erreicht wird? Wie beurteilt er die Wirkung auf die gesamten Gesund-
heitskosten?  

 
5. Welche Auswirkungen sieht der Regierungsrat bei einer solchen Systemänderung im 

Hinblick auf die hochspezialisierte Versorgung, insbesondere aus dem Sichtwinkel, dass 
diese auf dem Platz Zürich in führender Stellung erhalten und wohl auch ausgebaut 
werden sollen?  
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